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Nennte Sitzung.
Verhandelt w der Aula der Aealschule zu Düsseldorf am 19. April 1877.

Der Marschall eröffne die Sitzung mn 10 Uhr.
Das Protokoll der letzten Sitzung wird verlesen und genehmigt.
Als Protokollführer für die heutige Sitzung fungirt der Abgeordnete Ientges.

Geschäftliche Mit° Der Marsch all theilt zunächst folgende Eingänge mit:
theilunssen. P^,^ Köuiglicheu Landtags-Eoiilinissar ist die Mittheilung eingegangen, daß der Minister

des Innern Kraft der ihm ertheilte« Allerhöchsten Ermächtigung genehmigt hat, daß die gegcnwär-
tige Session des Landtags bis zum 22. April cr. ausgedehnt werde.

Vom Provinzial-Verwaltungsrath liegt der Antrag uor dem 8-11 der ueu beschlossenen
Geschäfts-Instruetion für den Lcmdes-Dircttor :c. folgenden Zusatz zu geben:

„Für die länger als 8 Tage dauernde Verhinderung oder Abwesenheit des LandesHirettors
ordnet der Provinzial-Verwaltungsrath die Art der Stellvertretung desselben an."

Die Vorlage geht au den 1. Ausschuß.
Vom Königlichen Laudlags-Eommissar ist ferner ein Schreiben eingegangen betreffend die

an die Forlbewilligung der Zuschüsse zu deu Archiven von Düsseldorf und Eoblenz von je 600 Mark
geknüpften Bedingungen.

Gehl an deu V. Ausschuß.
DerMarschall macht sodann die Versammlung mit den gemäß der Tagesordnung henlcvorzu-

nehmcudru Neuwahlen beziehungsweiseErgänzungswahlen im Einzelnen bekannt »nd weißt dabei unter
Bezugnahme auf die dcsfallsigc bereits früher verlesene Mittheilung des Königlichen Landlags-
Eommissars wiederholt darauf hin, oaß die Wahl der bürgerliche» Mitglieder der Ober-Ersatz
Eommissioneu mir auf solche Mitglieder zu richten sei, welche bereit uub iu der Lage sind, iu dem
ganzen Bezirke au dem Aushebungs-Geschäft Theil zu nehmen.

Es wird in die Tagesordnung eingetreten.
Begutachtung eines Der Abgeordnete üourth erstattet das Referat des II. Ausschusses, betreffend die Begut-

Gesetz Entwurfs iib«^«»« ^s Gesetz-Entwurfs über die Aufbringung der Kosten für die Bedürfnisse der Kirchen-

K'°ste»?di7Kirche^^"""«ben in deu «audestheilen des linken Rheinufers.
bediilfmsse auf der ^^ dem Umstände, daß der Gesetz-Entwurf dem Landtage erst spät zugiug, so daß ein Ein-

linken Nhemseite. treten in die Begutachtung desselben bei der Schwierigkeit der Sache und dem Umfange der Motive
nicht mehr möglich war, trägt der Ausschuß darauf au:

„Hoher Landlag »volle den Herrn Minister des Innern ersucheu, deu Gesetzentwurf
dem nächsten Provinzial-Landtage wieder vorlegen zu lassen."

Der Marschall eröffnet die Discussion und bemerkt, daß das Dommeut am Samstag den
?. April eingegangen sei, an welchemTage keine Sitzung gewesensei. Der darauf folgeude Montag
sei ein katholischer Feiertag gewesen und habe der Gesetz-Entwurf daher erst am Dienstag den 10.
April dem hohen Hanse eingebracht werden tönncu. Da Niemand das Wort verlangt, wird die
Discussion geschlossenund der Antrag des Ausschusses zur Abstimmung gebracht; derselbe wird ein¬
stimmig angenommen.
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Derselbe Abgeordnete erstattet Namens des II. Ausschusses das Referat über den Erlaß vm: geschlichen
beabsichtigten Erlaß von gesetzlichen Bestimmnngen zum Schutze des tiinstlicheu Wiesenbaues in der Bestimumugcn zum
,.„ , , , ^ Schutze dcs !i!nstlicl,eu
Rheinprovinz wie folgt: Wiesenbaues in der

In der dem Landtage zugegangenen Borlage wird auf einen Antrag des landwirthschaft- Nhmipruumz,
lichen Vereins für Rheinpreußeu voiu 1. Äcärz 187» Bezug genommen, dieser Antrag jedoch nicht
nutgetheilt; es sind also dessen specielle Wüusche uud deren Begründung uicht zur Kenntniß des
Landtags gelangt.

Das Landes-Oeconomie-Eollegiuni, welches i» Folge jeues Antrages seinen Beschluß gefaßt
hat, beantragt seinerseits, daß im Falle eines Erlasses einer Feldpolizei-Ordnung zum Schutze
künstlicher Wiesen-Anlagen darin Bestimmungen aufgenommen werden, analog denen, welche die
Feldpolizei-Ordnung oom 1. November 1847 in den 88 36 und 25. enthält, eventuell, daß die
selbststäudigc Emanation derartiger Bestimmuugeu für die Rheinprovinz baldmöglichst erfolge.

Der 8- '56 der angezogenen Feldpolizei-Orduung für alle Landestheile, in denen das
allgemeine Landrecht Kraft hat, mit Ausschluß der Kreise Rees uud Duisburg, enthält nuu Schutz-
bestimmungeu, in Betreff der fremden Hütung jür nasse durchbrüchige Wiese» sowie für neue oder
nngebaute Wiesen und verweist wegen etwa erforderlichen Festsetzungen dieserhalb auf die gemäß
8- 25 zu schaffende Localorduung.

Unter den fraglichen Gesetzesbestimmungen, welche der Herr Minister für die landwirth-
schaftlichen Angelegenheiten in Vorschlag ;n bringen gedenkt, befindet sich aber keine, welche dem
8- 36 der Feldpolizei-Ordnung analog wäre.

Der II. AnSfchuß empfiehlt dem hohen Landtage, die Herren Minister des Innern
und für die landwirtschaftlichen Angelegenheiten zu bitten, die Vorlage zunächst durch den Vorstand
des landwirthschaftlicheu Vereins für die Rheinprovinz, welcher die Anregung für deu Erlaß des
neuen Gesetzt gegeben hat, bcgntachtrn zn lassen.

Der Ausschuß erlaubt sich uur die Bemcrknug beizufügen, daß die Vcstimmungen des
vorliegenden Entwurfs, soweit dieselbe» sich auf die Koppelweide beziehe,,, nicht mehr zutreffen
dürften, nachdem die Koppelweide durch den H. 5 iu !in« der Gemeinheitstheilungs Ordnung vom
1«. Mai 1851 für den Bezirk des Appellationsgerichtshofes zu Köln ohne Entschädigung anfge^
hoben worden ist.

Der Marsch all stellt den Antrag des Ausschusses zur Diskussiou und, da Niemand das
Wort verlangt, zur Abstimmung.

Der Antrag wird einstimmig genehmigt.
Der Abgeordnete Eonze rcferirt Namens des IV. Ausschusses über die vom Provinzial-Ausgleichungder Ein»

Verwaltungsrathe in der „Zusammenstellung der über die Reichs Entschädigungen hinausgehenden quartiruugslastm im
Einquartierungötosten in der Rheinprovinz" gestellten Anträge wegen Ausgleichung der "
tierungslasten in, Frieden. «hempromuz.

Der IV. Ausschuß hat die in jener Zusammenstellung gegebene,, Thatsache» eingehend^^ ^
besprochen und constatirt zunächst, daß das gesammelte Material nur bezüglich des Regierung^
bezirks Düsseldorf vollständig ist, während die aus den übrigen Rcgicruugsbezirkeu eingelaufenen
Berichte gerade der nothwendigen Details crmangeln und keineswegs als genügendes Material zur
Beurtheilung der Sachlage in der gesammten Provinz angesehen werden tonnen. Immerhiu aber
weicht die Zusammrnstelluug vollständig aus, um die Thatsache zu erweisen, daß die nach den be¬
zügliche« Gesetzen vom 25. Juni 1868 und vom 13. Februar 1875 gezahlten Entschädigungen
für Quartierleistung und Naturalverpfleguug den Preisverhältnissen der Provinz nicht angemessen
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sind und daher allen mit Einquartierung Belasteten, insbesondere aber denjenigen Personen oder
Gemeinden, welche eine beständige oder regelmäßig wiederkehrende Einquartierung zn tragen haben,
aus der Differenz zwischen der von der Militärbehörde gezahlten Entschädigung und den von den
Quartierträgern wirklich aufgewendeten Kosten, eine mehr oder minder erhebliche Vermögens
beschädigung erwachst.

Dieser Erkenntniß entsprechend schließt sich der IV. Ausschuß den Erwägungsgründen des
Provinzial-Verwaltnngsrathes, iusoseru dieselben ans Beseitigung des Mißstandes dnrch Einwirkung
auf die Reichs-Gesetzgebuug abzieleu, an, und empfiehlt dem hohen Landtage die Annahme desjenigen
Theiles des vom Proviuzial-Verwaltungsrathe gestellten Antrages, welcher »ud 1 und 2 näher
ausgeführt ist.

Dagegen beschloß der IV. Ausschuß einstimmig, einer zeitweiligen Ausgleichung der Ein«
quartieruugölast innerhalb der Provinz, welche «ul> 3 des Antrages in Aussicht genommen wird,
zu widerratheu, und zwar aus folgenden Gründen:

Die Einquartierungölostcu sind als Ncichslast anerkannt, und gerade auf diese Thatsache
stützt sich in erster Linie der «ul, 1 uud 2 gestellte Antrag auf Erhöhung der Verglltuugsfätze für
Quartierleistung und Naturalvcrpfleguug. Es würde mm einerseits dieses Pflichtverhältniß ver
dunkeln, andrerseits dem Andringen des hohen Landtages den Nachdruck rauben, wenn die Provinzial-
Verwaltung sich gleichzeitig erböte, an jener Last, weu» auch nnr zeitweilig uud im Nothfalle, zu
partizipireu.

Es steht zu hoffcu, daß die Neichsregierung sich auf die Dauer den gerechtenForderungen
des hohen Landtages nicht verschließe» werde, und wenn auch zu befürchten steht, daß die voll-
ständige Erfüllung derselben in der nächsten Zeit nicht zn erwarten ist, so darf doch auch nicht
außer Acht gelassen werden, daß sowohl Verhandlungen über umfassende Maßregeln behnfs Kascr-
uirung der Truppen im Gange sind, wie anch die im Gesetz vom 25>. Inni 1W« vorgeschriebene
Revision des Serviötarifes bereits in Angriff genommen ist, und eine Begünstigung für unsere
Provinz aus beiden Maßregeln um so sicherer zu erwarten ist, wenn der hohe Landtag aus¬
schließlich die Neichsregierung für dir Verbesserung des Mißverhältnisses in Anspruch nimmt.

Aus der Zusammenstellung der vom Prorinzial-Verwaltungsrathe gesammelten Daten geht
hervor und in Erwartung einer günstigen Einwirkung der bez. Maßnahmen der Reichsregierung
ist anzuerkennen, daß die Ucberlastung eiuzeluer Gemeinden, so unangenehm dieser Mißstand auch
für die betroffene sein mag, nicht so groß oder so drückend erscheint, daß sie Veranlassung geben
könnte, Gesichtspunkte, wie die oben dargelegten, schon jetzt anßer Acht zu lassen, und glaubt der
Ausschuß um so dringender eine Nichtbetheiligung der ProviuziabKasse empfehlen zu sollen, als die
Verwaltung erst neu begründet und juug ist, und man den Umfang der ihr zugewiesenen Aufgaben
und der künftig dafür erforderlichen Mittel heute noch nicht zu ermessen im Stande ist. Es dürfte
dann die dringende Nothwendigkeit liegen, sich gegen die Uebernahme neuer Verpflichtungen auf
die Provinz mit äußerster Zähigkeit zu sträuben und zunächst Alles aufzubieten, um die eigentlich
Verpflichtete, alfo im vorliegenden Falle die Reichsregierung, zur erwünschten Regelung der be¬
klagten Verhältnisse zu bewegen.

Demgemäß empfiehlt der IV. Ausschuß dem hohen Landtage:
„in der von dem Provinzial-Verwaltungsrathe vorgeschlagenen Adresse an des

„Kaisers und Königs Majestät die ehrfurchtsvolle Bitte nur um die sud 1 und 2
„näher präcisirte Einwirkung auf die Gesetzgebung aussprechen, dagegen das Petitum
„8ub 3 ablehnen zu wollen."

Der Marschall eröffnet die Generalbislussion.
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Der Abgeordnete von Heister wendet sich gegen die Gründe, welche auf Seiten des
Ausschusses für die Ablehnung des Pctitums n,c! 3 maßgebend gewesen sind. Der Uebelstand, der
durch die Kaserniruug des Militärs demnächst beseitigt werden solle, sei der am Wenigsten drückende.
Daß mit der Erhöhung des Scrvissatzcs nicht viel gewonnen werde, bedürfe wohl kaum der Er¬
wähnung. Das Bedenken des Ausschusses, daß es gefährlich sei, für eine Verpflichtung, die dein
Reiche als Ganzes obliege, innerhalb der Provinz abhelfend einzutreten, habe allerdings eine ge¬
wisse Berechtigung, jedoch müsse zugegeben werden, daß eine Ausgleichung der Eiuquartieruugslast
in dieser Weise rer Prouinz bei ihrer hoheu Steuerkraft jedenfalls weniger Opfer auferlegt, als
wenn, wie zu erwarten, eine Ausgleichung innerhalb des ganzen Staates stattfindet. Im Uebrigcn
sei es billig, daß für die wirklich große Belastung eiuzeluer Gemeinden die gesammte Provinz
ergänzend und ermäßigend eintrete.

Referent: Eiu wirtlicher Nothstand liege nicht vor, vielmehr ergab die Zusammenstellung,
daß es sich nur um vereinzelte Bedrückungen handle und daß diese nicht eben groß seien.

Se. Durchlaucht Fürst vou Hatzfcld:
Die Darstellung in dem Referate des Proviuzial-Verwaltungsrathes über die Belastung

einzelner Gemeinden sei keineswegs übertrieben. Für die petitionirendeu Gemeinden liege der
Schwerpunkt gerade in der Nr. 3 der vom Provinzial-Vcrwaltungsrathc gestellten Anträge, lehne
das Haus diesen ab, so verweise es damit die Beschwerden der Gemeinden wiederum :ni elÜLiiäl«
Zraeea», wie dies seit 1830 so häufig geschehe« sei, denn daß die Reichsgcsetzgebuug, die erst vor
Kurzem mit dem Gegenstände befaßt gewesen sei, im nächste» Jahre nochmals auf denfelbcn zurück-
kommeu solle, oder, daß die vorgeseheneRevision des Scrvis-Tarifs eine wirksame Nemedur herbei¬
führen werde, das scheine in hohem Grade unwahrscheinlich. Wie die Dinge nun einmal liege»,
sei für die Peteuten nur von der Provinz allein eine finanzielle Erleichterung zn hoffen und
gerade, weil nur eine vcrhältnißmäßig kleine Anzahl Gemeinden betroffen sei, habe die Provinz
umfomehr Veranlassung, diese Ausnahme-Zustände zu beseitige«. Er (Reduer) glaube auch, daß
cs recht eigeutlich zu den Aufgaben der Provinzial- und Selbst-Vcrwaltuug gehöre, überall da
ausgleichcud und helfend einzntreteu, wo die Reichs- uud «andes-Gesetzgcbung nicht im Staude sei,
die Mannigfaltigkeit der vcrschiedcucu localeu Verhältnisse und Interessen hinreichend zu berück¬
sichtigen. Die Besorgniß vor jeder finanziellen Mehrbelastung der Provinz dürfe nicht so weit
ausgedehnt werden und tonne unmöglich da Platz greifen, wo cs gelte, langjährige und ganz un¬
leugbare Uebclstände zu beseitigen und zu mildern, Uebelstäude, die vou frühere» Landtagen wieder¬
holt anerkannt worden seien. Für die Provinz werde eine fühlbare Belastung aus der beantragten
Ausgleichung nicht entstehen; er empfehle daher die Anträge des Provinzial-Verwaltungsraths und
namentlich den unter Nr. 3, dem hohen Hanfe zur Annahme. (Beifall.)

Abgeordneter Dietze: Die Einguartierungslast sei mehr eiue Belästigung, wie eine
Steuerlast. Es sei nirgeud i» der Zusammeustelluug auch der Nutzen berechnet, der den Gemeinden
aus der Einquartierung erwachse.

Abgeordneter von Heister: Es handele sich für jetzt nicht um eine Inanspruchuahme
der Provinz, sondern nur um Herbeiführung einer gesetzlichen Bestimmung, auf Grund deren der
nächste Landtag erst zu beschließe» habe.

Abgeordneter von Ehneru: Die Einqnartiernngölast sei eine Ncichslast, cs sei daher
höchst bedenklich für eine einzelne Provinz, nunmehr ein neues Gesetz zu erbitten, ein Gesetz, das
nichts anderes sei, als eine neue Besteuerung, welche im Falle eines Krieges jedenfalls einen
ganz enormen unabsehbaren Umfang gewinnen werbe.

ll
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Abgeordneter Graf von Spee: (5s handelt sich nicht um eine neue Steuer, sondern
die Steuer werde bereits jetzt gezahlt, uur werde sie von eiuzclueu Oeineinden getragen, während
sie demnächst auf die ganze Provinz sich vertheilen solle. Ruch handele es sich nur um eiue
Ausgleichuug dieser Last in Friedcuszeit.

Abgeordneter von Ehnern: Dann möge man diese Gemeinden ans andern Mitteln unterstützen.
Der Marschall schließt hierauf die Diskussion uud bringt die Anträge unter Nr. 1 nnd 2

der gedrnckteu Vorlage einzeln znr Abstimmung. Dieselben werden der Reihe nach einstimmig
angenommen.

Sodann wird der Vorschlag des Ausschusses auf Ablehnung des Antrages »ud Nr. 3 zur
Abstimmung gestellt und erlangt derselbe die Majorität.

Decharairnng der Rech- Abgeordneter Ientgcs erstattet daö Referat des III. Ausschusses über deu Uuterhaltungs-
nm.ge« über die llnter^,^ ^. Provinzial-Irrcnanstalt zn Siegburg.

Der III. Ausschuß hat die Rechnungen über deu Nnterhaltnngs-Fonds der Provinzial^
bnra. Irren-Heilanstalt zn Sicgburg pro I87!>, 1871 uud 1875 geprüft nnd Nichts zn erinnern gefunden.

Derselbe trägt daher bei dem hohen Landtag darauf an, diescrhalb Decharge zu ertheile».
Die Decharge wird ertheilt.

Decharnirung der Rech- Derselbe Abgeordnete erstattet das Referat des III. Ausschusses über die Rechuuugen
mmaen der Rheinischen^. Rheinischen Landarmen-Verwaltimg für die ^ahre !8?'! uud 1875.

Der III. Ausschuß hat die Ncchuuugeu der Rheinische» Landarmen Verwaltung für die
Jahre 1874 und 1875 nebst den dazu gehörigen Nevisio»s-Verhaudlungen geprüpft uud Nichts zu
bemerke» gefuudeu.

Der Ausschuß trägt daher darauf a», der hohe Landtag wolle Decharge ertheilen.
Die Decharge wird ctheilt.

Antrag der Gemeinden Referat des I V. Atwschnsses betreffend den Antrag der Gemeinden Lorveuich uud Freimers-
wwemch nnd Frei-^.f ^ Uebcruahme des sog. Depotweges «uter die Proviuzialstraßeu resp. Gcwähruug einer
merödorf auf Ueber-.., .,.,„ ,„ /, ^ cc,/ i- ' , ^ , .,
nähme de« sogenannten ^hulfe zu.» Ausbau defselbe«.

Depc>t«eacs. Referent Abgeordneter Gymnich:
Der Ausschuß schlägt die Ablehnung beider Anträge vor, da einerseits dem in Rcve stehenden

Wege eine erhebliche Bedeutung für den dnrchgeheudeu Verkehr nicht beigelegt, eine solche auch iu
dem Interesse der Arbeits-Anstalt in Vrauwciler nicht gefunden werden tonne, andererseits über¬
dies ein die Prüfung des Antrags ermöglichendes Material nicht vorliege.

Der Marschall eröffnet über den Antrag die Diskussion. Es meldet sich Niemand zum
Wort. Bei der nun erfolgenden Abstimmung wird der Antrag einstimmig angenommen.

Ackerbauschule Desdorf. Referat des II. Ausschusses über bie Vorlage des Provinzial-Verwaltungsraths betreffend
die Errichtung der Ackerbau-Schule auf dem Rittergute Dcsdorf.

Referent Graf Mirbach.

^ ^ Der Antrag des II. Ausschusses lautet:
Iv^- Der hohe Landtag wolle die sofortige Inangriffnahme des Anstaltsbanes ab-

lehne», dem Provinzial-Verwaltuugsratbe aber aufgeben einen detaillirteu Kosten-
Anschlag für eine auf weniger Zöglinge berechneteAnstalt i» »ächster Session vorzulegen,
und außerdem, falls bis zum Zusammentritte des nächsten Landtages Neubauten an
den Hofgcbäuden durchaus nothwendig werden sollten, diese zu veranlassen, wobei denn
zunächst die dispouibcleu Pachtgelder !» Anspruch zn nehmen wären und der einheitliche
Plan für die ganze Anlage stets im Auge behalteu werden soll, so daß auch uach
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Eröffnung bor Anstalt eine Vergrößerung derselben leichl zu essetlniren wäre, wenn
das Bedürfniß dafür sich später herausstellt.

wird einstimmig angenommen. ^

Nachdem die Sitzung wieder eMnet^den, ^ttet der Abgelte ^^u ^ Merat ^ ^^^
des ,k Ausschusses betreffend das Oefuch der Pfarrgemeinde Frauwullesheun um Hns,ahluug e.uer^^ ..,^^.^^.„g
bewilligte» Uuterstützuug zur Restauratiou ihrer Pfarrkirche. einer bewilligtenlln-

D II Ausschuß besch oß eiustiuunig bei de,u hoheu Landtage zu beantrage.' der Pfar - terMnuc,

gemeinde ^nWillle^m die am I. Ii'li >874 bewilligte» 9««« Mark zur Rchaurawm er d^
tigen Pfarrkirche in zwei gleichen Rate:, nämlich jetzt 4500 Mark und du andere Hälfte Anfangs
1878 mit 4500 Mark auszuzahlen.

Der Marschall stellt den Antrag zur Diskussion. .^im^n Nuter-
Der Abgeordnete Dietze bemerkt, daß die Auszahlnng der '^'^ ^" bewU^ m UMr-

stntzuug ansdrücklich an die Beibriuguug des Nachweises geknüpft worden "' " Ms «U

der Kirche vollständig plangemäß ausgeführt sei uud habe er aus dem Referate temen Gruud eut
nehmen können, von diesem Beschlusse abzugehen.

Vice-Marschall von Geyr: . ,«
Die vollstäudige Wiederherstelluug der Kirche sei zwar noch nicht erfolgt; e e d r <He

".einde schwer geworden, die ihr obliegenden Lasten aufzubringen. Dazn fel.hr nunmehr d.e ^
Haltung einer Eollette bewilligt und fei damit der Ausbau der Kirche gesichert.

Der Marfchall briugt deu Autrag des Ausschusses zur Abstimmung. ^ ^ ^ ^

3^^^:2?l^^ von der Reihenfolge der Tagesordnnug ^r Vor^tie^^.
nähme der Eingangs erwähnten Wahlen geschritten. .

Nachdem die Verammlnug sich damit einverstanden erklärt, daß d,e Mitglieder der Ober^
Ersatz-Conlmissioneu dieselben Tagegelder uud Reisekosten beziehe« solle», die semer Zett durch H°
sch!nß° des 23. Provin ial^andtags bewilligt worden sind, läßt der Marschall die Ersa wM f r

das verstorbene Mitglied der Ober-Ersatz-Eommission für den ^-Infanter.e-Bnga e-B ^ ^
verordneter Aldringen zu Trier, vorneh.nen. Die Wahl hat für das laufende Jahr 1877 tattznfmden.

Abgeordneter Wolters stellt deu Antrag, die Wahl per Acclamatwu vorzunehmen.
Die Versammlung erklärt sich einverstanden, ~, c> <. ^,s„.,'^„ :,,r
Es wird der Gutsbesitzer Ludwig Heiurich Nöchliug zu ^t. I°h"un-S»arb ucke« ,ur

Wahl iu Vorschlag gebracht. Der Vorschlag fiudet Zuftinmmug und erklart der Marschall den
:c. Nöchliug Per Acclamation für gewählt. . m>i„l!.^r nnd

Für den Bezirk der 28. Infanterie-Brigade werden sodann du bisherigen Mitglied r und
zwar- Dr Hansmann als wirtliches Mitglied, Gntsbefitzer Ianfen in Goch als erster S ellver.
tteter Nentm! Theodor Pelizäns zn Erefeld als zweiter Stellvertreter, Gntsbef. er L.e en zn
Haus Horst als dritter Stellvertreter für die nächste Wahlperiode per Aeelamatwn w.edergewahll.
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Für den Bezirk der 29, Infanterie-Brigade werden in derselbe» Weise gewählt: als Mit¬
glied der Oberregiernngsrath a. D. Eläßen zu Nachen, als erster Stellvertreter Landrath a, D.
Haßlachcr zu Aachen, als zweiter Stellvertreter Gutsbesitzer Jacob Icmsen zu Binsfeld, als dritter
Stellvertreter Baron von Sicberg zu Ahx.

Für den Bezirk der 80. Infanterie-Brigade werden ebenfalls per Acclamation gewählt: als
wirtliches Mitglied das bisherige Mitglied Joseph Eonstantiu Schmitz zu Hennef, als erster Stell¬
vertreter Büngermeister a, D. Wacheudorf zn Bensberg, als zweiter Stellvertreter Hauptmann a. D.
Mund zn Bensberg, als dritter Stellvertreter Franz Broich zn Buscher-Hof,

Nachdem das bisherige Mitglied Abgeordneter Brenng erklärt hatte, eine Wiederwahl
nicht annehmen zu können, da er nicht in der sage sei, zwei Monate diesem Geschäft zn widmen,
werden für den Bezirk der 31. Infanterie-Brigade gewählt: als Mitglied der Beigeordnete Nieland
zu Neuwied, als erster Stellvertreter der Abgeordnete Trapp zu Waldböckclheim, als zweiter Stell¬
vertreter Beigeordneter Melzheimer zu Zell an der Mosel, als dritter Stellvertreter Frauz Emil
Schmitz zu Eckendorf.

Für den Bezirk der 32. Infanterie-Brigade werden, nnd zwar wiederum per Acclamation,
gewählt: als Mitglied der Gutsbesitzer Ludwig Heinrich Nöchling iu St. Iohaun-Saarbrücken, als
erster Stellvertreter Gutsbesitzer Johann Peter Limburg zn Bitburg, als zweiter Stellvertreter
Julius Grach zu Macheru, als dritter Stellvertreter Bürgermeister Reusch zu Lebach.

Für deu Bezirk der 25. Infanterie-Brigade ist eiu Mitglied zu wählen und fällt die Wahl
auf den Grafen v. Stolberg-Weruigerode. Der Marschall fragt die anwesenden Mitglieder, ob
sie die ihnen zugedachten Wahlen annehmen, dieselben erklären sich znr Annahme bereit.

Lommisswn für die Es werden darauf die Ersatzwahlen zur Eommissiou behufs Theilnahme bei dem Geschäfte
Nentenbant in Münster, der Nentenbank zn Münster vorgenommen, und sind zu Wählen: eiu Mitglied und zwei Stellver¬

treter, da das Mitglied Graf Ncsselrode^Ehreshovcn noch im Amte verbleibt.
Die Wahlen geschehen per Acclamation nnd werden gewählt: an erster Stelle Abgeord¬

neter Holthaus zu Nousdorf, als Stellvertreter Graf vou Spee (Sohn) nnd Hauptmann a. D.
Mund zu Bensberg. Der Marsch all fragt die Gewählten, ob sie die Wahl aunchmen. Die¬
selben erklären sich dazu bereit.

Deputation fllr das Die Neuwahlen der Mitglieder der Rheinischen Deputation für das Heimathwescn finden
Heimathwesen. darauf wie folgt statt: die bisherigen Mitglieder Abgeordnete Bremig und Ghmnich werden per

Acclamation wiedergewählt.
Znr Wahl des dritten Mitgliedes bemerkt der Abgeordnete Freiherr F. v. Loö, daß das

verstorbene Mitglied Lcmdgerichtsrath Schröder dein II. Stande angehört habe, und empfehle es
sich, das neue Mitglied wiederum aus dem II. «Ntandc zu uchmeu, er schlage daher vor, den Land¬
rath z. D. Freiherr von Eerde zn wählen. Die Wahl wird mittelst Stimmzettel gethätigt. Als
Scrutatorcu für den Wahlakt werden die Abgeordneten Graf von Spce und Bectmanu ernannt.
Es wurden 75 Stimmzettel abgegeben. Demnach beträgt die absolute Majorität 38.

Es haben Stimmen erhalten: Abgeordneter Freiherr v. Eerde 53, Abgeordneter Eourth
22. Der Abgeordnete Freiherr v. Eerde hat demnach die absolute Majorität und nimmt derselbe
die Wahl an.

Als Stellvertreter werden demnächst und zwar per Acclamation gewählt nnd nehmen die Wahl
an: als Stellvertreter für das Mitglied Freiherr v. Eerde der Abgeordnete Eourth, als Stellver¬
treter für das Mitglied Abgeordneter Bremig der Abgeordnete Graf von Spee, als Stellvertreter
für das Mitglied Abgeordneter Ghmnich der Abgeordnete Direktor Scul.
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Der Abgeordnete Ohmnich erstattet das Referat des IV. Ausschusses betreffend die Petition wegen Weiter-
Pelition der Bewohner des oberen Mrthales lind der angrenzenden Eifelortfchaften behufs Weiter-^'.»g der Ahrthal-
f,,, ^ ^.^ I- ^ ^ ^-5 ^ .'« «N"l^ straße UM! schuld bis
lnbrung der Straßenstrecke von Schuld bis Mu>ch. , ^W.

Aus den gemachte,, Vorlagen hat der Ausschuß zwar eutuoinmeu, daß die Anlage des be¬
antragten Wegebaues ein Bedürfniß für die dortigen Bewohuer fei, baß auch die Verhältuisse der¬
selben eine Förderung aus proviuziclleu Mitteln rechtfertigen würde,,, daß die Vorlage aber nicht
ausreichcud befunden werden könnte, um fchon jetzt bestimmte Vorfchläge über die Art und deu
Uuifaug der Förderung mache» zu töuueu. Der Ausschuß glaubte sich daher auf deu Antrag be-
schränken zn inüssen, den, hohen Landtage zu empfehlen, die Angelegenheit dem Provinzial-Verwal-
tuugsrathe zur feruercu Instruirung i» obigem Siuuc zu überweise,,.

Der Marschall eröffnet über den Porschlag des Ausschusses, die Angelegenheit dem
Proviuzial Verwaltungsrathe zu überweisen, die Diskussion.

Der Abgeordnete Kreuzberg beautragt folgendes Amendemeut:
„Das hohe Haus wolle deu Provinzial-Vcrwaltungsrath ermächtige,,, die von

der Köuiglichcn Regierung zu Loblenz für deu Ausbau der betreffende» Straßeustrecke
festgestellte Summe, deu Betrag von 80/.100 Mark nicht übersteigend, z» bewilligen."

Der Marschall bemerkt, daß die Vorlage, wie vom Ausschüsse hervorgehoben, zu
ungenügend iustruirt sei, um einen Beschluß von dieser Tragweite darauf zu basiren und würde
eine derartige Beschlußfassung allcu VerwaltlingsGrundsätzen widersprechen,

Abgeordneter S ch n, i tz: Er wolle doch empfehle,,, im Interesse der betheiligten Oemeiudeu den
Ausbau der fraglichen Straße möglichst rafch zu förder», die jetzigen Zustände feien in, höchsten Grade traurig.

Der Marfchall bringt den Autrag des Ausschusses zur Abstimmnng. derselbe wird ein-
stimmig angenommen.

Der Abgeordnete Couze erstattet das Referat des IV. Ausschusses, betreffend den Autrag »ebernahmeeer Strafe
des Proviuzial-Vcrwaltuugsraths auf Uebernahme der projcctirten Straße von Ncviges nach "">, Reuiges»ach
Tönnisheide auf deu Provinzialstraßenfonds. Tminisheide.

Der I V. Ansfchuß schließt sich dem Autrage des Proviuzial-Verwaltuugsrath an, dahin gehend: _ ^
Der Hohe Landtag wolle beschließen: Die projettirte Straße von Neviges nach Touuis- '" ^

Heide nach deren erfolgtem prouii,zialstraßc,n»äßigen Ausbau unter die Zahl der Proviuzialstraße»
aufzunehmen und gleichzeitig zu genehmigen:
daß von den Bcstimmuugen des H. 3 des Straßeuregulativs vom 17. Icmuar 187«; bezüglich der
Gefäll-Verhältuisse wegc» der Schwierigteiteu, ,velche einer besser,, Lösung entgegenstehen, ans-
ncchmsweise Abweichungen gestattet werden.

Der Antrag wird einstimmig augeuommen.
Der Abgeordnete Oyniuich erstattet das Referat des IV. Ausschusses betreffend das Ge-Petition o«f Ueber

such der Gemeindevertretungen von Boedingcn und Steinstraß behufs Uebcruahme der Gemeinde- »ahme der Gemeinde
Chaussee von Steinstraß nach Titz auf den Provinzialstraßenfonds. Chanssee uon Stein-

Der Antrag des Ausschusses geht dahin, die Uebernahme der Straße abzuweisen. ^ "ach T.tz.
Der Antrag wird einstimmig genehmigt.
Der Abgeordnete Graf von Fürsteuberg-Stammheim referirt Namens des II. Aus-Gewährung einer Bei.

schusscs über deu Antrag des Proviuzial-Vcrwaltnugsraths auf Gewährung einer Beihülfe vo„Me an die Melior«,
48000 Mark an die Mcliorations-Genossenfchaft des Alfbach-Thals. twn^Genossenschaft

Der Ausschuß vermag den Antrag des Provinzial-Vcrwaltuugsrath für jetzt nicht zu ^ "'' ^ ^'
befürworten und empfiehlt denselben zur Zeit abzulehnen, weil aus dem vorliegenden Material > ^ ^
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nicht ersichtlich sei, daß auch mit der Beihülfe von 18000 Mark die ganze in Aussicht genommene
Melioration resp, die Vollendung der bereits zum größereu Theile effetluirleu, durch die Hochwasser vom
Jahre 1875 ineeß auch großentheils wieder zerstörten Arbeiten vollständig fertig gestellt werden würden.

Der Marsch all stellt den Vorschlagdes Ausschusses zur Distussiou.
Der Abgeordnete Kun z tritt für den Antrag des Proviuzial.Perwaltungsrathö ein.
Abgeordneter Eonrth betont dagegen, daß es bei Bewilligung der beantragten -18000 Mark

immer noch an einer weiteren Summe von 24,000 Mark gebreche, deren Beibringung keineswegs
gesichert sei, Es sei daher zu befürchten, daß der Zweck der Bewilligung nicht erreicht werde.

Der Abgeordnete Lautz stellt das Ameudcmeul, dem Autrage des Proviuzial Venoallnugö-
ralhs den Zusatz zu geben:

„und vorher den Nachweis führt, daß sie die dazu außer deu vou der Provinz
bewilligten Beiträgen nothwendigen Summen disponibel gestellt hat."

Der Marschall bringt das Ameudemeut Lautz zur Abstimmung. Dasselbe wird abgelehnt
und ist damit auch der Antrag deö Provinzial-Verwaltnngsraths gefallen; der Vorschlag des Auö^
fchusscö wird angenommen.

Petition wegen Aus Der Abgeordnete von Bönninghansen erstattet baS Referat des IV. Ausschusses bc°
baues der Straße wn ^.ff^ ^ Petition wegen Ausbaues der Straße von Vicrwiudeu nach Grevenbroich und Ueber-

Pierwmdeu nach «. . . ^ c m . > > ^, >- c ^
Orevenbroich. ""^"^ denelbcn auf Proviuzialstraßenfonds.

Der Ausschuß schlägt vor, im Falle die Gemeindevertretungen der Stadtgemeinden Oreven¬
broich nud Weveliughoveu fich der Bedingung unierziehen, soweit die znm Ausbau projettirte
Straße durch die Gilbacher Zuckerfabrik zu Weveliughoveu stark iu Anspruch geuommeu wird ^ was
dnrch die technifchen Beamten der provinzialständischen Verwaltung allein festzustellen ist — die
bezügliche Wegestreckczu basaltiren uud uumittelbar vor der Zuckerfabrik zu pflasteru; die übrige Wege-
strecke aber niit Rheinkies zu bekieseu und deu Bau selbst nur uach den vou der provinzialständischen
Verwaltung gegebenen Borschriften und unter der steten Kontrolle derselben ausführen zu lassen:

1) „die Kommnnalchansscc von Vierwiudcn nach Orevenbroich nach vorschriftsmäßigem
Ausbau auf den Proviuzialstraßenfonds zu übernehmen und

2) den Stadtgcmcinden Orevenbroich und Wcvelinghoven und den Landgemeinde» Capclleu,
Hemmerden zu dem Ausbau vorbenanntcr Straßenstrecke eine Neuban-Prämie von 5000 Thlr. pro
Meile oder zwei Mark für das Meter zn bewilligen."

Der Marfchall eröffnet die Diskussion. Es meldet sich Niemaud zum Wort und werden
die Anträge des Ausschusses einzeln znr Abstimmung gebracht.

Der Antrag »el 1 wird angenommen, der g,cl 2 dagegen abgelehnt.
Petition der Stadt Der Abgeordnete Eonrth erstattet das Referat des II. Ausschusses betreffend die Petition
Langenberg wegen Ein ^. Stadt Langeuberg wegen Einverleibung einiger Bezirke der Gemeinde Hardenberg in das Stadtgebiet.

qch^. „Hoher Landtag »volle sich für incompetcut erklären, auf das Gesuch einzugehen."
Der Antrag gelangt znr Annahme.
Hiermit ist die Tagesordnung erschöpft.
Der Marschall fchließt die Sitzung und beraumt die uächste Sitzung auf Freitag 10 Uhr au.

(Ende der Sitzuug 3^ Uhr.)

Wilhelm Fürst zu Wied,
Landtags-Marschall.
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